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Die Gewerkschaftsbewegung in der Türkei erlebt derzeit die „schwächste Phase“ der letzten 20 Jahre. Einer der wichtigsten Gründe dafür liegt in dem Prozess der Privatisierung und des Einsatzes von Subunternehmen,
 der Anfang der 1990er Jahre begann. Mehrheitlich wurden die öffentlichen Produktionsbetriebe an den Privatsektor bzw. an internationale
 Konzerne verkauft. Als erstes wurden in diesen Betrieben die
 Gewerkschaftsvertretungen aufgelöst und ein Prozess der Entgewerkschaftlichung eingeleitet. Nicht verkaufte
 Betriebe wurden geschlossen, damit sie nicht in Konkurrenz mit dem Privatsektor
 treten konnten. So blieben nur wenige Betriebe in öffentlicher Hand. Und in den verbliebenen Unternehmen wurde die Zahl der Beschäftigten, die hauptsächlich Angestellte von Subunternehmen waren, auf ein Minimum reduziert. Infolge
 der jahrelang anhaltenden Privatisierung verloren schließlich die Gewerkschaften Hunderttausende Mitglieder. Da sie die von ihnen
 hinterlassene Lücke nicht durch Neumitglieder füllten konnten, fiel die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder im Zuge dieses
 erdrutschartigen Mitgliederverlusts unter das Niveau von vor 40 Jahren, obwohl
 im gleichen Zeitraum die Bevölkerungs- und Beschäftigtenzahl stieg.  
            


Arbeitsbedingungen von Arbeiter*innen 
            
Nach offiziellen Angaben beträgt heute die Zahl der Arbeitnehmer*innen 14.251.655. Berücksichtigt man die informell Beschäftigten und die beschäftigten Geflüchteten, so kann man von über 30 Mio. Arbeitnehmer*innen ausgehen. Die informell Beschäftigten haben keinerlei soziale Absicherung und dürfen nicht einmal Gewerkschaften beitreten. Obwohl die gesetzlich festgelegte
 Arbeitszeit bei 7,5 Stunden pro Tag liegt, müssen diese Arbeiter*innen täglich bis zu 10-14 Stunden arbeiten. Trotz dieser langen Arbeitszeiten sind die
 Löhne sehr niedrig, wobei der Verdienst von gewerkschaftlich organisierten
 Arbeiter*innen etwas höher ausfällt. Das monatliche Einkommen von Arbeiter*innen, die in keiner Gewerkschaft
 sind, liegt bei durchschnittlich 2.400-2.600 Lira, also umgerechnet unter 300
 Euro. Schwere Arbeitsbedingungen sowie Sklaverei und Zwangsarbeit wurden
 inzwischen zur Regel. Mit neuen Arbeitsmodellen und Leistungskriterien werden
 Arbeiter*innen in ein Wettrennen geschickt und die Produktion um ein Vielfaches
 gesteigert. Es gibt kaum Betriebe, in denen die Arbeitsbedingungen nicht
 gesundheitsschädigend wären. Die Betriebshallen werden nicht ausreichend gelüftet, Kantinen und Sanitäranlagen nicht entsprechend gereinigt. Für die Verpflegung der Beschäftigten werden nur wenig nahrhafte und billige Speisen bereitgestellt. Für den Shuttleservice setzen die Unternehmen aus Kostengründen veraltete und überfüllte Fahrzeuge ein. Rechnet man die An- und Abreise hinzu, steigt die tägliche Arbeitszeit auf 12-16 Stunden. Niedriglöhne und schwere Arbeitsbedingungen führen zu psychischen und physischen Krankheiten. 
            
Das Gewerkschaftsrecht  
            
Historisch gesehen gab es in der Türkei niemals ein demokratisches Gesetz, das tatsächlich gewerkschaftliche Rechte und Freiheiten, inklusive des Rechts auf
 Tarifverhandlungen und Streik, sicherstellte. Die bis dahin erkämpften Rechte wurden nach dem Militärputsch vom 12. September 1980 im Wesentlichen abgeschafft. Das
 Gewerkschaftsgesetz mit der Nummer 2821 sowie das Streik- und Tarifgesetz mit
 der Nummer 2822, welche unter der Militärführung verabschiedet wurden, schränkten erkämpfte Rechte der Arbeiter*innen in hohem Maße ein. Um als Tarifpartner anerkannt zu wurden, mussten die Gewerkschaften
 beispielsweise 10 Prozent der Beschäftigten in einer Branche organisieren, und darüber hinaus in über 40 Prozent der Unternehmen und in über 40 Prozent der Betriebe1 Vertretungen haben. So wurde ihnen die Interessensvertretung de facto unmöglich gemacht.  
            
Auch wenn diese Gesetze in der AKP-Ära teilweise geändert worden sind, geht das Verbot von gewerkschaftlicher Organisation weiter.
 Vor allem die Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft ist staatlich stark
 reglementiert. Um einer Gewerkschaft beizutreten, muss sich jeder Beschäftigte auf der Webseite des Ministeriums registrieren lassen, wobei die
 Arbeiter*innen die Auswahl aus einer der auf der Website vorgegebenen
 Gewerkschaften haben. Darüber hinaus gelten die landesweiten Vorgaben bezüglich der Organisationsquote in den jeweiligen Branchen und Betrieben weiter.
 Wenn alles glatt läuft und sie keine weiteren Hürden zu überwinden haben, müssen die Arbeiter*innen mindestens ein Jahr Gewerkschaftsmitglied sein, um in
 den Genuss von Tarifverträgen zu kommen. Wenn eine der Tarifparteien gerichtlich gegen einen
 abgeschlossenen Tarifvertrag vorgeht, kann es bis zu sechs Jahre dauern, bis
 ein gerichtsfester Vertrag steht. Dies wiederum kommt einem praktischen Verbot
 von Tarifabschlüssen gleich. In dieser Zeit können gewerkschaftlich organisierte Beschäftigte entlassen, zum Austritt aus der Gewerkschaft gezwungen oder ihre
 Gewerkschaft aus dem Betrieb verbannt werden. Das Recht auf freie
 Gewerkschaftswahl existiert de facto nicht. Jeder Beschäftigte, der sich gewerkschaftlich engagieren möchte, muss mit seiner Entlassung rechnen. Insbesondere in den letzten 20 Jahren
 kam es in den Betrieben, deren Beschäftigte sich gewerkschaftlich organisierten, immer wieder zu Massenentlassungen.
 Davon zeugen auch die zahlreichen Kämpfe in einzelnen Betrieben, bei denen nichts weiter als die Zulassung von
 Gewerkschaften und die Wiedereinstellung von entlassenen Arbeiter*innen
 gefordert wurden. 
            
Gespaltene gewerkschaftliche Strukturen 
            
Ein Grund für die Schwäche der Gewerkschaftsbewegung liegt sicherlich in ihren gespaltenen und zerstückelten Strukturen. Derzeit gibt es drei Gewerkschaftsdachverbände (DİSK, Türk-İş, Hak-İş) und Dutzende von unabhängigen Gewerkschaften. Der DISK (Konföderation der Revolutionären Arbeitergewerkschaften) gehören 22 Einzelgewerkschaften an. Unter dem Dachverband Hak-İş (Bund der türkischen Realgewerkschaften) sind 21 und unter Türk-İş (Dachverband der Türkischen Industriegewerkschaften) 34 Gewerkschaften zusammengeschlossen. Nach
 Angaben des Arbeitsministeriums hat die Türk-İş 1.021.952, die Hak-İş 687.790 und die DİSK 190.559 Mitglieder. 45.754
 Arbeiter*innen sind in unabhängigen Gewerkschaften organisiert. Während 8 Prozent der Gewerkschaftsmitglieder tarifvertragliche Rechte in Anspruch
 nehmen können, haben 5,66 Prozent keine Rechte. Das liegt daran, dass die Gewerkschaften
 in vielen Fällen die erforderlichen Organisationsquoten nicht erreichen. In den letzten 15
 Jahren konnte die Hak-İş den größten Mitgliederzuwachs verzeichnen. Der Grund dafür lag in der unmittelbaren Unterstützung der AKP-Regierung, die die Arbeiter*innen durch Repressionen zur
 Mitgliedschaft in der Hak-İş zwang. So wurden die Beschäftigten im öffentlichen Dienst durch Druck von Ministern, Staatssekretären, Vorgesetzten, Direktoren, Kommunalverwaltungen und durch politischen Druck
 zum Eintritt in die Hak-İş gezwungen. Es trifft zwar teilweise auch auf Türk-İş zu, allerdings kann man sagen, dass die Hak-İş zum Hinterhof der
 AKP-Regierung bzw. zu ihrem trojanischen Pferd in der Arbeiter- und
 Gewerkschaftsbewegung gemacht wurde. Türk-İş und Hak-İş unterstützen die Politik der AKP größtenteils und machen auch keinen Hehl daraus.  
            
Die Gewerkschaftsbürokratie 
            
Die Gewerkschaftsbürokratie stellt eines der grundlegenden Probleme der Arbeiterklasse und der
 Gewerkschaftsbewegung dar. Während die Gesetze die gewerkschaftliche Organisation der Arbeiter*innen
 erschweren, schaffen sie auf der anderen Seite für die Gewerkschaftsführungen zahlreiche Privilegien. Deren Löhne und Arbeitsbedingungen stehen außerhalb jeglicher Kontrolle. Gewerkschaftliche Demokratie stellt die Ausnahme
 dar. Die Betriebsrät*innen werden nicht gewählt, sondern ernannt. Dabei stimmen die Gewerkschaftszentren nur der Ernennung
 von Gewerkschafter*innen zu, die sie als unkritisch und arbeitgeberfreundlich
 einstufen. Die Wahl von Delegierten der Ortsverbände ist eher eine Alibiveranstaltung, weil auf den Gewerkschaftstagen nicht die
 eigentlichen Fragen der Arbeiter*innen erörtert und gelöst werden. Oppositionelle Beschäftigte und Gewerkschaftsmitglieder werden bestraft, indem man sie entlässt oder an einen anderen Arbeitsplatz versetzt. In den meisten Gewerkschaften
 erhalten hochrangige Funktionäre astronomisch hohe Gehälter, die die Schere zwischen ihnen und ihren Mitgliedern weiter öffnet. Die Gewerkschaftsbürokratie stellt sich an die Seite des Staats, der Regierung und des Kapitals.
 Eine Kontrolle der Gewerkschaftsführungen durch die Mitglieder ist kaum zugelassen. Auch die wenigen Möglichkeiten, die die Gewerkschaftstage in diesem Zusammenhang bieten, sind sehr
 begrenzt, weil die Gewerkschaften den demokratischen Prozess überwiegend unterdrücken. Eine Kontaktaufnahme zur Führung ist für die meisten einfachen Gewerkschaftsmitglieder kaum möglich. Sie werden bei laufenden Tarifverhandlungen nicht informiert oder
 einbezogen. Tarifverträge werden ohne Mitgliederabstimmung abgeschlossen.  
            
Auf der anderen Seite werden Religionsgemeinden und Sekten vom Staat und
 teilweise auch von Gewerkschaftsführungen darin bestärkt, die Beschäftigten zu organisieren. Ziel ihrer Anstrengungen ist, dass die Arbeiter*innen
 sich ihrem Schicksal ergeben und von Arbeitskämpfen absehen. Diese Sekten treiben ihr Unwesen vor allem in großen Betrieben wie beispielsweise bei Renault, Tofaş, Bosch und Tüpraş. 
            
Pandemie, Krise und Arbeitslosigkeit 
            
Die Arbeitslosenquote hat inzwischen das höchste Niveau der letzten 20 Jahren erreicht. Die Pandemie und die bereits
 bestehende Krise führten dazu, dass die Arbeitslosigkeit zu einem chronischen Problem wurde. Nach
 Angaben des türkischen Statistikamtes Tür ging die Zahl der Erwerbstätigen im letzten Jahr um 2,742 Millionen von 32.426.000 auf 29.684.000 zurück. Hinzu kommen noch 3,5 Millionen Beschäftigte des öffentlichen Dienstes.  
            
In der Pandemie wurden 1,8 Millionen Beschäftigte in unbezahlten Urlaub geschickt und erhalten einen Monatslohn von 1.168
 Lira (umgerechnet 130 €, Stand Ende 2020). 3,5 Millionen Arbeiter*innen wurden in Kurzarbeit geschickt
 und erlitten einen Einkommensverlust von 40 %. Nach offiziellen Angaben sind
 beim Arbeitsministerium 14.251.655 Menschen als erwerbstätig gemeldet. Danach ergibt sich eine Arbeitslosenquote von 45 %. Dabei hat man
 in der Türkei kein Vertrauen in offizielle Statistiken und orientiert sich eher an den
 Angaben unabhängiger Institute, nach denen die Arbeitslosenzahl 12 Mio. beträgt. Das entspricht einer Arbeitslosenquote von 35 %. 
            
In der Pandemie wurden die Arbeitsbedingungen der Arbeiter*innen weiter
 erschwert. In vielen Betrieben werden die erforderlichen Maßnahmen nicht getroffen. Deshalb ist COVID-19 unter Arbeiter*innen stark
 verbreitet. In den letzten Monaten kam es zu einer verstärkten Rücknahme der erkämpften Rechten. So wurden die Arbeitsgesetze weiter flexibilisiert. Das Recht
 auf Abfindung wurde ausgehöhlt und die eingezahlten Beträge an einen staatlichen Fonds übertragen. Wochenarbeitszeiten wurden ausgedehnt und die Pflicht zum Nachholen
 von krankheitsbedingten Fehlzeiten eingeführt. Unbezahlter Urlaub, niedrige Kurzarbeiterlöhne und Massenentlassungen sind weiter an der Tagesordnung. Von diesen Problemen
 sind Arbeiterinnen stärker betroffen, da die Arbeitslosigkeit in erster Linie Frauen trifft. 
            
Streikverbote 
Streik ist die wichtigste Waffe, mit der die Arbeiter*innen ihre Forderungen
 durchsetzen können. Wenn wir uns die Entwicklung der Streikverbote in der Türkei ansehen, bietet sich uns folgendes Bild: in den Jahren 2001-2015 ging die
 Zahl der Streiks im Vergleich zum Zeitraum 1985-2000 um 85 % zurück. In der Regierungszeit der AKP wurden unzählige Streiks verboten und somit das Streikrecht faktisch abgeschafft. In den
 Jahren 2002-2019 wurden insgesamt 16 Streiks verboten. Damit wurde 200.000
 Arbeiter*innen das Streikrecht verwehrt. Sieben davon wurden in der Zeit des
 Ausnahmezustands verboten. Mit dem Verbot von Streiks wird das Recht der
 Arbeiter*innen auf Tarifverhandlungen vollständig ausgehebelt. Die AKP handelt nach dem Motto: „Mit uns gibt es keine Streiks und keine Arbeitskämpfe.“ Sie zeigt damit, dass sie den Interessen des Kapitals dient.
 Oberverwaltungsgerichte und der Kassationsgerichtshof wurden inzwischen quasi
 zu Notariaten umfunktioniert, deren einziger Auftrag die Bestätigung von Streikverboten ist. So kam es in den letzten Jahren zu keiner
 einzigen Gerichtsentscheidung, mit der ein Streikverbot der Regierung
 aufgehoben wurde. 
            
Geflüchtete als Beschäftigte 
            
Die Arbeiter*innen mit Fluchterfahrung sind Teil der Arbeiterklasse der Türkei, wobei sie jedoch mit größeren Problemen konfrontiert sind. Insbesondere in den letzten sechs Jahren seit
 Ausbruch des Kriegs in Syrien flüchteten Millionen Menschen aus Syrien in die Türkei. Sie arbeiten hier in prekären Beschäftigungsverhältnissen. Im Vergleich zu ihren türkischen Kolleg*innen müssen sie gefährlichere und schwerere Arbeiten übernehmen. Viele von ihnen übernachten in den Betriebsstätten. In vielen Fällen werden sie um ihren Lohn betrogen, weil sie ohne Arbeitsvertrag und somit
 ohne Sozialversicherung und Rechtsansprüche beschäftigt sind. Die Regierung fördert diesen Zustand, weil sie der Wettbewerbsfähigkeit des Kapitals alles andere untergeordnet hat. Im Vergleich zu ihren türkischen Kolleg*innen ist der Anteil der syrischen Arbeiter*innen an tödlichen Arbeitsunfällen viel höher, ihr Lohn jedoch niedriger. Sie werden als potenzielle Bedrohung angesehen
 und sind somit einem Leben in Angst und Diskriminierung ausgesetzt. 
            
Der Trend zum Kampf  
In der Türkei haben die Arbeiter*innen und Lohnarbeiter*innen in ihrer Geschichte viele
 wichtige Arbeitskämpfe geführt. Bei ihren Kämpfen um wirtschaftliche, soziale und demokratische Rechte und Freiheiten
 konnten sie viel Erfahrung sammeln. Bis zum Ausbruch der Pandemie hatten sie
 sich mit ihren Widerständen vor allem gegen Entlassungen, Privatisierungen, für einen höheren Mindestlohn, für menschenwürdige Arbeitsbedingungen, gegen längere Wochenarbeitszeiten, für die Entlohnung von Überstunden, gegen prekäre Arbeit, für sichere Arbeitsverträge, gegen schlechte Arbeitsbedingungen und gegen so genannte Arbeitsmorde, also
 Arbeitsunfälle mit Todesfolge, etc. eingesetzt. Ab Beginn der Wirtschaftskrise von 2018
 standen diese Forderungen bei den Arbeitskämpfen in der Textil-, Metall-, Automobil-, Nahrungsmittel- und Chemieindustrie
 sowie im Bau-, Energie, Gesundheits- und Dienstleistungssektor im Vordergrund.
 An diesen Kämpfen beteiligten sich Hunderttausende Arbeiter*innen.  
            
Obwohl sie mehrheitlich ähnliche und teilweise dieselben Ziele verfolgten, konnten diese
 Widerstandbewegungen nicht branchenübergreifend zusammengeführt werden und blieben in den meisten Fällen innerhalb der Grenzen einzelner Betriebe. In der Metallindustrie gab es die
 meisten Arbeitskämpfe mit den höchsten Teilnehmerzahlen. So gab es in dieser Branche in den Jahren 2018/19 in
 der Metallbranche zwei Tarifrunden und die Metallarbeiter*innen forderten höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen. Sie erfuhren am eigenen Leibe, dass sie ihre
 Forderungen nicht durchsetzen können, wenn sie sich nicht selbst dafür einsetzen. Trotzdem blieben die Arbeiter*innen, die den Kampf nicht der
 Gewerkschaftsbürokratie überlassen wollten, leider in der Minderheit.  
            
Weitere Beispiele für Arbeitskämpfe in dieser Zeit sind die Arbeiterwiderstände auf der Baustelle des neuen Istanbuler Flughafens, bei Flormar, Tariş, Tüpraş, İzban und İzenerji. 
            
In diesen Betrieben hing der Erfolg des Kampfes davon ab, wie gut die
 Arbeiter*innen in den einzelnen Betrieben organisiert waren. In Betrieben bzw.
 landesweiten Unternehmen, in denen sie sich hinter kämpferischen Persönlichkeiten und Gewerkschaftsvertreter*innen zusammengeschlossen hatten, war ihr
 Zusammenhalt der Schlüssel zu erfolgreichen Kämpfen. 
            
Ab Mitte März 2020 verfolgte die Ein-Mann-Herrschaft eine Politik, die auf die so genannte
 Herdenimmunität unter den Arbeiter*innen abzielte. Deshalb wurden die oben aufgezählten Forderungen um die Forderung nach Arbeits- und Lebensbedingungen ergänzt, die die Gesundheit nicht bedrohen. Sie forderten die Aussetzung der
 Produktion bei hohen Infektionszahlen, das Verbot von Kündigungen, die Ausgabe von kostenlosen Schutzmasken in den Betrieben, eine
 Ausweitung der Testungen und kostenlose Gesundheitsdienste. 
            
Der von der AKP-Regierung einberufene Wissenschaftsrat, der unter der Führung des Gesundheitsministers lediglich eine beratende Funktion hat,
 appellierte zwar an die Bevölkerung, zu Hause zu bleiben. Allerdings musste nach Ansicht der Regierung die
 Produktion um jeden Preis weitergehen. Diese Politik führte in vielen Städten zu erheblichen Protesten. In dutzenden Betrieben konnten die Beschäftigten mit ihrem Protest einen Produktionsstopp erwirken und ihr Recht auf
 bezahlten Urlaub durchsetzen.  
            
Gemeinsamer Nenner dieser Kämpfe war die Voraussetzung, dass sie sich hauptsächlich auf den jeweiligen Betrieb konzentrierten und der Erfolg war auch abhängig vom Organisationsgrad der Belegschaft innerhalb der Betriebsgrenzen. Im
 Juni 2020 begann die „neue Normalität“ und in den Sommermonaten starteten die Erdogan-Regierung und die hinter ihr
 stehenden Kapitalisten eine neue Welle von Angriffen gegen die erkämpften Rechte. Dabei ging es um die Abschaffung der Abfindungen. Zu diesem Zweck
 wurde ein neues Gesetz verabschiedet, das auch ein ergänzendes Rentensystem und die Verlängerung der Lebensarbeitszeit für einige Branchen vorsah. Diese Bedrohung der erkämpften Rechte entfachte erste Funken eines starken Widerstands und die Regierung
 sah sich gezwungen, ihre Pläne zu verschieben, um einen Flächenbrand zu verhindern. 
            
Fazit  
In der Regierungszeit der AKP ging die gewerkschaftliche Organisation zurück. Die Arbeiter*innen wurden ärmer, die Arbeitslosigkeit stieg. Das nationale Pro-Kopf-Einkommen nahm ab, die
 Zahl der tödlichen Arbeitsunfälle stieg um ein Vielfaches und die Arbeitsbedingungen wurden schwerer. In den
 letzten 18 Jahren gelang es der AKP aus konjunkturellen Gründen, die Zustimmung der Arbeiter*innen zu erhalten. Zu diesem Zweck machte sie
 sich immer wieder die kurdische Frage, die Syrien-Politik und den Traum von
 einem neoosmanischen Reich zu Nutzen. Ihr vorgegaukelter Antiimperialismus und
 das Versprechen, das Land in die Liste der reichsten zehn Länder zu führen, sollten Illusionen wecken und die Arbeiter*innen von Protesten abhalten.
 Ihr standen alle Mittel des Staates zur Verfügung, um neue Wahlbündnisse zu schmieden, die Schwächen der Arbeiter*innen für sich zu nutzen und die Bevölkerung mithilfe einer Goebbelschen Propaganda auf die eigene Seite zu ziehen.
 Heute ist sie jedoch an einem Punkt angelangt, an dem sich die ersten größeren Risse und Verwerfungen auftun. Die Arbeiter*innen hinterfragen die Politik
 der AKP immer stärker. Ihre Unterstützer*innen und Wähler*innen unter den Arbeiter*innen gehen heute nicht mehr so unkritisch mit
 ihrer Politik um. 
            
Inzwischen gibt es auch lokale Kampfbündnisse und Zusammenschlüsse, in denen die Zugehörigkeit zu unterschiedlichen Gewerkschaftsdachverbänden keine Rolle spielt. Das konkrete Beispiel dafür ist der Zusammenschluss der Bezirksverbände von Arbeitergewerkschaften in Istanbul. In den Arbeiterstädten Gebze, Kocaeli, Eskişehir, İzmir, Lüleburgaz u.v.m. kommen lokale Gewerkschaftsorganisationen zusammen. Diese
 Tendenz zum gemeinsamen Widerstand macht sich immer mehr bemerkbar und weist
 der Arbeiterbewegung den Weg. 
            

1 Anm. d. Übers.: Laut dieser Unterscheidung haben Unternehmen Niederlassungen bzw.
 Betriebsstätten in mehreren Städten. Betriebe dagegen sind einzelne Unternehmen ohne weitere Niederlassungen. 
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Ercüment Akdeniz 


Nach offiziellen Angaben leben aktuell 3,6 Mio. Geflüchtete aus Syrien in der Türkei. Zählt man die nicht gemeldeten syrischen Geflüchteten mit, liegt ihre Zahl bei ca. vier Mio. Die Zahl der Geflüchteten und Migrant*innen aus anderen Ländern beträgt mindestens eine Million. 
            
Weil die Türkei die Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 nur mit einem so genannten „geografischen Vorbehalt“ unterzeichnet hat, werden die aus den östlichen Ländern kommenden Migrant*innen nicht als Geflüchtete anerkannt. Die Syrer*innen in der Türkei erhalten daher im Rahmen des „subsidiären Schutzes“ einen unsicheren Aufenthaltsstatus. Allerdings wurde aus der Subsidiarität ein fester Aufenthalt. Durch den Rückzug der UN aus der Türkei wurde die Zuständigkeit vollständig in die Hände der Generaldirektion für Migration beim Innenministerium übertragen, was die Asylanerkennungsverfahren weiter erschwerte. Die Industrieländer der Welt, so auch die EU, sehen die gesamte Türkei als ein Auffanglager für Geflüchtete und versuchen durch Hilfsfonds diese Strategie als „nachhaltig“ festzuschreiben. Dabei widerspricht der aktuelle Zustand sowohl der Allgemeinen
 Erklärung der Menschenrechte als auch dem internationalen Recht. Auch das EU-Türkei-Abkommen über die Rücknahme von Geflüchteten kommt der Abschaffung des Rechts auf Asyl gleich. 
            
Die Ausbeutung der migrantischen Arbeitskraft und Arbeitsmorde1 

Nach Berichten der Versammlung der Arbeitergesundheit und Arbeitssicherheit
 steigt der Anteil von durch Arbeitsunfälle getöteten Migrant*innen und Geflüchteten an der Gesamtzahl von verstorbenen Migrant*innen und Geflüchteten stetig. Denn durch die informelle Beschäftigung von Migrant*innen und Geflüchteten verdienen sich viele Unternehmen eine goldene Nase.  
            
Seit dem Beginn des Kriegs in Syrien im Jahre 2011 wurden über 500 Geflüchtete bei Arbeitsunfällen getötet. In Ankara und Urfa wurden die Leichen der Opfer von Arbeitsmorden vor
 Betriebsgeländen bzw. Baustellen abgeladen, damit die Arbeitgeber*innen einer Bestrafung
 entkamen.

Aktuell ist die überwiegende Mehrheit der geflüchteten Arbeiter*innen in unsicheren Arbeitsverhältnissen beschäftigt. Das Gesetz, das die Beschäftigung von Ausländer*innen regelt, schließt die rechtlosen Arbeiter*innen von gesicherter Beschäftigung aus und liefert sie der Willkür von Arbeitgeber*innen aus. Und mit dem neuen Gesetz, das die syrischen
 Arbeiter*innen in der Landwirtschaft von der Beantragung der Arbeitserlaubnis
 befreit, wurden die letzten Hindernisse vor ihrer informellen Beschäftigung ausgeräumt. Die EU schweigt angesichts dieser Ausbeutung nach Wildwestmanier. Kinder nähen in kleinen Hinterhofwerkstätten in Textilien Etiketten mit der Aufschrift „in der EU produziert“ ein. Selbst wenn die Auftraggeber nicht EU-Unternehmen sind, sorgen
 Vermittler*innen für derartige Auftragsvergaben an entsprechende Subunternehmen. 
            
Geflüchtete in der Pandemie 
            
Von den UN, aber auch vom türkischen Staat gab es bis dato keine nennenswerten Erklärungen oder Studien zu den Auswirkungen der Pandemie auf das Leben der Geflüchteten. Auch die Medien widmeten sich kaum diesen unsichtbaren Opfern der
 Pandemie. 
            
In den meisten Fällen wenden sich Geflüchtete nicht an Krankenhäuser, weil sie eine eventuelle 14-tägige Quarantäne und damit verbunden den Verlust ihrer Arbeit und folglich eine Abschiebung in
 ihr Land befürchten. Sie werden nach eigenen Angaben vor die Wahl gestellt, „an Corona zu sterben oder zu verhungern“. Ihr ganzes Leben, zu dem sie verurteilt sind, spielt sich zwischen der Wohnung
 und der Arbeitsstätte ab. Selbst für Lebensmittel können sie immer weniger ausgeben. Hygieneartikel sind für sie genauso unerreichbar wie Babynahrung und Windeln. Die Corona-Zeit
 versuchen sie mit Krediten zu überbrücken. 
            
In der Türkei leiden also knapp fünf Mio. Geflüchtete und Migrant*innen an Hunger und 1,4 Mio. von ihnen wurden Zahlungen aus
 der Arbeitslosen- und der Sozialversicherung verwehrt, weil 99 Prozent von
 ihnen nicht versichert waren. Der Arbeiter Ali El Hemdan, der vor einer
 Polizeikontrolle flüchtete, wurde von Polizisten ermordet. Die Migrant*innen und Geflüchteten wurden also in der Türkei, die durch ihren Einsatz für die EU zu einem „neuen Bangladesch“ oder „neuen China“ wurde, unter den Pandemie-Bedingungen fast völlig unsichtbar.  
            
Die Ereignisse von Pazarkule 
            
Im Februar 2020 wurden bei einem Angriff auf Einheiten der türkischen Armee in Syrien 33 Soldaten getötet. Kurz danach zeigte der türkische Präsident Erdogan auf die Landesgrenzen zur EU und sagte, die Übergänge seien offen und würden niemals wieder geschlossen. Diese Ankündigung führte dazu, dass Tausende von Migrant*innen und Geflüchtete nach Edirne aufbrachen.  
            
Sie machten sich auf den Weg zum Grenzübergang. Im ganzen Land tauchten Schlepper auf und versprachen den
 Migrant*innen, die ihre Arbeit aufgegeben und ihr ganzes Hab und Gut verkauft
 hatten, die Einschleusung in die EU. Ihr Ziel war der Grenzübergang „Pazarkule“. Die Tore dort blieben jedoch geschlossen und würden sie niemals durchlassen. 

Die Frage, warum man die Geflüchteten an den Grenzübergang verfrachtet hatte, obwohl man wusste, dass die Tore geschlossen bleiben
 würden, wurde in den Mainstream-Medien nicht aufgeworfen. Dabei hatte man
 dieselben Hoffnungen bereits 2015 geweckt und sie beim so genannten Flüchtlingsdeal als Verhandlungsmasse eingesetzt. Allerdings waren die Tore auch
 damals verschlossen geblieben. Syrische Geflüchtete, die ihre Lehren aus dieser Erfahrung gezogen hatten, stürmten 2020 nicht an den Grenzübergang. Es waren eher die Geflüchteten aus Afghanistan, Pakistan, Bangladesch, dem Irak und afrikanischen Ländern, die dem Aufruf gefolgt waren.  
            
Zu den Geflüchteten, die man unter den Pandemie-Bedingungen dem Ansteckungsrisiko
 ausgeliefert und der Gewalt der griechischen Sicherheitskräfte ausgesetzt hatte, gehörte auch der Syrer Nader Almonla. Er ertrank im Fluss Evros, sein Leichnam wurde
 nicht gefunden. Geflüchtete die im Niemandsland am Grenzübergang ihrer Träume beraubt wurden, steckte man in den Rückführungszentren in eine 14-tägige Quarantäne, ohne sich weiter um sie zu kümmern. Für ihre Rückfahrt wurden keine Busse mehr gechartert, die man für die Hinfahrt noch kostenlos organisiert hatte. In den Verhandlungen zwischen
 der Türkei und der EU sollten sie zeitweise nicht als Verhandlungsmasse
 instrumentalisiert werden. Eine Zeit lang wollte man keine Bilder präsentieren, die sie in Pazarkule oder der Ägäis als „Kanonenfutter in einer Schlacht“ zeigten.  
            
Neue Todesroute: Der Van-See 
            
Die Pandemie führte zu einem Rückgang von illegalen Grenzübertritten. Sobald die Maßnahmen gelockert wurden, ging ihre Zahl wieder hoch. Die weltweit drittlängste Mauer steht an der türkischen-syrischen Grenze. Deshalb nutzen immer mehr Geflüchtete die türkisch-iranischen Grenzübergänge in Van. Die Zahl der Berichte von erfrorenen oder im Van-See ertrunkenen
 Geflüchteten steigt beständig. 
            
Aus einem am 27. Juni gekenterten Boot wurden die Leichen von 61 Geflüchteten geborgen. Die tatsächliche Opferzahl liegt wahrscheinlich viel höher. In einem Bericht des Migrations- und Fluchtbüros der Anwaltskammer Van wird beschrieben, wie die Schlepper die Stadt zu ihrem
 Stützpunkt gemacht haben. Die Grenzbeamten werden darin zur Abgabe einer Vermögenserklärung aufgefordert. Der Bericht wirft nicht nur die Frage nach ihrer Rolle,
 sondern auch nach den Folgen der Schließung des UNHCR-Büros in Van und nicht zuletzt der türkischen Flüchtlingspolitik auf. Und leider stoßen die Toten von Van nicht auf ein so starkes Medieninteresse wie die Toten in
 der Ägäis oder im Mittelmeer. 
            
Diskriminierung, Rassismus und Gewalt 
            
Leider steht die Türkei bei Gewalttaten und Lynchjustiz gegen Geflüchtete ganz oben auf der Rangliste. In den letzten Jahren kam es zu drei großen Ausbrüchen von Lynchjustiz. 2014 und 2016 wurden nicht nur Einzelpersonen, sondern größere Menschengruppen Opfer von Übergriffen. Zu dem Gewaltausbruch von 2016 kam es, nachdem die Regierung ihre Pläne für die Einbürgerung von Syrer*innen angekündigt hatte. Auch 2019 und 2020 kam es zu einer Welle von Gewalt. 
            


Folgende Aufzählung verdeutlicht das Ausmaß der Gewalt: 

15. Juli 2020: Der Syrer Hamza Acan (17), der in Bursa in einer Fladen-Bäckerei arbeitete, sollte bei einem Streit mit einer syrischen Kollegin als
 Dolmetscher vermitteln. Als er die Händler aufforderte, die Beleidigungen der Frau zu unterlassen, wurde er getötet. Nur einer der vier verhafteten Brüder war volljährig.  
            
26. Juli 2020: In der Stadt Kırıkhan, Provinz Hatay, wurden fünf syrische Schüler angegriffen, als sie einen Vorbereitungskurs verließen. Die Angreifer drohten ihnen mit dem Tod, wenn sie das Land nicht verlassen würden. Die Behandlung des 17-jährigen Enes Hassani, der bei der Attacke eine Hirnblutung erlitt, dauert bis
 heute an. 
            
26. Juli 2020: Im Istanbuler Bezirk Küçükçekmece wurde der 19-jährige syrische Bauarbeiter von Unbekannten überfallen und erlitt Schnittwunden am Bein. Der Angreifer drohte damit, jeden
 Syrer abzuschlachten, auf den er trifft. 
            
11. August 2020: In der Stadt Dargeçit, Provinz Mardin, wurde der syrische Arbeiter Muayyıd El Mılhım (24) bei der
 Arbeit mit einem Luftgewehr erschossen. Der Mörder gab als Grund für seine Tat an, der Syrer habe es wegen Zeitmangels abgelehnt,
 Parkettverlegearbeiten in seiner Wohnung zu übernehmen. 
            
16. August 2020: Im Istanbuler Bezirk Zeytinburnu schoss ein Betrunkener auf sechs syrische
 Arbeiter, die sich am Strand entspannen wollten. Der 21-jährige Arbeiter Abdulkadir Davud erlag am Tatort seinen Schussverletzungen.  
            
23. August 2020: In Adana wurde der syrische Geflüchtete Selahattin Elhasan Elcunid (27) von einer Person erschossen, mit der er
 sich zuvor gestritten hatte. 
            


Eine große Rolle spielt bei diesen Übergriffen die Hatespeech in der Politik und den Medien. Laut
 Meinungsforschungsinstituten wie KONDA und Istanpol verdrängen Hass und Gewalt die Schuldgefühle, die man bezüglich der Geflüchteten hatte. Wirtschaftskrise und Pandemie und damit einhergehend steigende
 Arbeitslosigkeit und Armut fördern als weitere sozioökonomische Faktoren diese Entwicklung.  
            
Ausblick in die nahe Zukunft 
            
In der Türkei kommen in den Geflüchtetenfamilien täglich 400 Kinder zur Welt. Die Zahl der in der Türkei geborenen Migrantenkinder liegt inzwischen bei über einer halben Million. Auch wenn die älteren Geflüchteten eine Rückkehr nach Syrien wünschen, ist dies aus Sicht der jüngeren Generation nicht realistisch. Ebenso zwingen Wirtschaftsprobleme viele
 Familien zu einem Leben in der Türkei. Für viele ist eine Rückkehr erst in Frieden und Sicherheit möglich. Dass die Türkei, aber auch die EU und die UN die Situation als ein „vorübergehendes Problem“ einstufen, erschwert eine dauerhafte Lösung und ebnet den Weg zu Polarisierung, Fremdenfeindlichkeit und
 gesellschaftlichem Leid. 
            

1 Anm. d. Übers.: In der Türkei hat sich die Bezeichnung „Arbeitsmorde“ etabliert. Insbesondere in Gewerkschaftskreisen werden mit dieser Bezeichnung tödliche Arbeitsunfälle beschrieben. 
                


Die EU-Türkei-Beziehung 
Der Schein der Werte 




Özlem Alev Demirel 
            


Im Jahre 2020 war der Satz „Wir müssen unsere Beziehung zur Türkei neu definieren“ ebenso oft zu hören wie der, dass die Türkei „ein strategischer Partner und wichtiger Nachbar der EU“ sei. 
            
Ein wirklicher Bruch in der Beziehung zwischen der EU und der Türkei oder eine grundlegende Neuausrichtung dieser Beziehung ist bisher nicht
 wahrzunehmen. Dennoch ist es ein offenes Geheimnis, dass insbesondere die außenpolitischen und militärischen Manöver der AKP/MHP-Koalition, in der EU und in ihren Mitgliedstaaten für Unmut sorgen, denn diese Manöver betreffen die EU-Mitgliedstaaten, deren Handlungsfelder und geostrategischen
 Interessen. 
            
Keine nachbarschaftliche Beziehung wurde im Zeitraum 2019/2020 im EU-Parlament
 und auf EU-Gipfeln so häufig diskutiert, wie die Entscheidungen der „Palast-Regierung“1 in Ankara. Es stellt sich also die Frage, wie eine mögliche Neudefinition der Beziehung zur Türkei aussehen könnte und wann sie überhaupt kommen würde. 
            
Doch zunächst ein Blick auf die Lage: 
            
Die EU-Mitgliedschaft der Türkei 
            
Die EU-Türkei-Beziehungen können nicht losgelöst von der Beziehung der EU zu den Vereinigten Staaten betrachtet werden. In
 diesem Beziehungsgeflecht spielte die Türkei immer eine wichtige Rolle für die Wirtschaftsbeziehungen und die Außenpolitik der EU und der USA mit Blick auf den Balkan, den Nahen Osten und den
 Kaukasus. Ihre historische Rolle in diesen Regionen – auch mit Blick auf die Turkvölker –, ihre geografische Lage als Türöffner zum Nahen Osten und ihre ökonomische und politische Bedeutung als eines der entwickeltesten Länder dieser Region prägen die Türkei als Regionalmacht. Und diese Regionalmacht ist wichtig für die geopolitischen Anliegen der EU und der USA.

Bis zum politischen Richtungswechsel der Erdogan-Regierung in den Jahren 2012
 und 2013 wurde die EU-Mitgliedschaft der Türkei von allen Seiten vorangetrieben. Danach standen lediglich die USA und Großbritannien noch auf dem Gaspedal, während beispielsweise Deutschland und Frankreich eher verhalten agierten. 
            
Das Besondere an der Türkei war immer eine intensive wirtschaftliche Verflechtung mit der EU
 einerseits, und eine starke sicherheitspolitische militärische und administrative Abhängigkeit von den USA andererseits. Abgesehen von rechten und kulturalistischen
 Argumentationen (Morgenland/Abendland) stellte sich deshalb für die EU die wichtige Frage, ob sie einen von den USA derart abhängigen Staat als Mitglied überhaupt wollte. Die Schwierigkeiten und Risiken, die sich aus dieser
 Besonderheit des Landes für die EU ergaben, versuchte sie sukzessiv zu überwinden, indem sie einerseits die wirtschaftliche Verflechtung intensiv
 vorantrieb und andererseits über die Kopenhagener Kriterien (Rechtsstaatlichkeit, Reformen im Staatsaufbau
 etc.) die staatlichen Strukturen EU-konform umzuwandeln versuchte. 
            
Die Folgen des Gezi-Park-Aufstands 2013, des Putschversuchs im Jahre 2016 und
 die Wahl von Trump später im selben Jahr haben diesen Entwicklungsweg verbaut. Es entstand eine ganz
 neue Situation für die EU.

Heute liegen bis auf Weiteres alle Beitrittsverhandlungen auf Eis und keiner der
 Beteiligten glaubt mehr ernsthaft an eine EU-Mitgliedschaft der Türkei. Vielmehr werden, unter Hinweis auf ihre strategische Rolle, wieder alte
 Begriffe wie die „privilegierte Partnerschaft“ ins Gespräch gebracht. Derzeit wird auch darüber diskutiert, ob und wie die Zollunion fortbestehen und gegebenenfalls weiter
 modernisiert werden soll.

Flüchtlingspakt 
Der EU-Flüchtlingspakt mit der Türkei nimmt heute eine wichtige Rolle in der Beziehung zwischen den beiden
 Partnern ein. Wenn es in der Berichterstattung um die grundlegenden Beziehungen
 mit der Türkei geht, dann ist immer auch von Geflüchteten die Rede. Insbesondere zur Begründung der deutschen Position, sowie der Haltung von Kanzlerin Merkel als Person,
 wird das Festhalten an diesem Deal als entscheidendes Motiv angeführt. Dabei ist der Flüchtlingspakt stark umstritten, sowohl bei Kritiker*innen der Türkeipolitik als auch bei Flüchtlingsinitiativen und Menschenrechtsorganisationen.

Darüber hinaus kritisiert auch die demokratische Opposition in der Türkei den Flüchtlingspakt, weil die EU-Staatschefs und vor allem Frau Merkel mit diesem Deal
 die AKP-Regierung gestärkt haben. Diese hatte nämlich im Sommer 2015 ihre alleinige Regierungsmehrheit verloren und erhielt für den Deal indirekte Wahlkampfunterstützung. In Erinnerung sind die Bilder, wie Angela Merkel noch im Wahlkampf in die
 Türkei reiste und sich mit Erdogan in seinem Präsidentenpalast auf goldenen Thronen sitzend ablichten ließ. 
            
Zum Hintergrund der Kritik am Flüchtlingspakt: Während bereits die rechtliche Konstruktion der „sicheren Drittstaaten“ fragwürdig ist, so ist doch insbesondere auch zweifelhaft, ob die Türkei unter der Erdogan-Administration ein sicherer Staat ist. Geflüchtete Syrer*innen erhalten nicht die aus der Genfer Flüchtlingskonvention hervorgehenden Rechte, sondern werden mit einem zeitlich
 begrenzten, mageren Schutzstatus abgespeist. Zudem häufen sich Berichte, dass die Türkei inzwischen auch nach Syrien abschiebt. Auch für türkische Staatsbürger*innen verschärft sich die Menschenrechtslage seit dem gescheiterten Putsch 2016. Die Zahl der
 Asylanträge von Türk*innen in der EU steigt. 
            
Ziel des Abkommens ist, dass Syrer*innen in der Türkei bleiben und nicht die Überfahrt nach Griechenland bzw. in die EU antreten. Dafür solle die Türkei die Grenzen besser kontrollieren, heißt es. Syrische Geflüchtete, die es von der Türkei aus auf die griechischen Ägäis-Inseln schaffen und dort kein Asyl bekommen, muss die Türkei zurücknehmen. Für jeden zurückgeschickten Geflüchteten nimmt die EU einen anderen Geflüchteten aus der Türkei auf. Außerdem gibt die EU der Türkei Geld für die syrischen Geflüchteten auf ihrem Staatsgebiet, insgesamt sechs Milliarden Euro. Anders als von
 Erdogan gewünscht, geht das meiste Geld aber nicht mehr an die türkische Regierung, sondern an Hilfsorganisationen.

Auch wegen dieses Streitpunktes und der Zurückhaltung eines Teils der Hilfsgelder benutzt die Erdogan-Administration die
 Geflüchteten als Druckmittel und hat beispielsweise Ende Februar/Anfang März 2020 mehr oder weniger unverhohlen die Grenzen ein Stück weit geöffnet und die Schutz suchenden Menschen in Richtung EU gelenkt. 
            
Griechenland und die EU auf der einen und die Türkei auf er anderen Seite erheben schwere Vorwürfe gegeneinander. Der EU werden unrechtmäßiges Zurückdrängen von Geflüchteten an der Grenze (Push-Back) vorgeworfen und der türkischen Seite die Grenzöffnung und Erpressungsversuche. Der Flüchtlingssituation in der Türkei widmet sich ein gesonderter Beitrag in diesem Buch. Der zutreffende Vorwurf
 der Push-Backs zeigt aber bereits, dass die Missachtung von Rechten der Geflüchteten im östlichen Mittelmeer nicht einseitig der Erdogan-Regierung zugeschrieben werden
 kann. 
            
Die militarisierte Außenpolitik der Türkei 
            
Syrien, Libyen, östliches Mittelmeer, Berg-Karabach und zuletzt Zypern – in zahlreichen Auseinandersetzungen hat das Vorgehen der Erdogan-Administration
 zu Unmut bei der EU geführt. In keinem dieser Konflikte haben die EU und die internationale Gemeinschaft
 (also die UN) bisher etwas Wesentliches zu einer Lösung beigetragen. Dieses Vakuum konnte die Erdogan-Administration für ihr Handeln, bis hin zu militärischen Eingriffen, zu Nutze machen. 
            
Schon 2019 zeichnete sich ab, dass die Erdogan-Administration eine aggressivere,
 militarisierte Außenpolitik verfolgen würde. Denn erstens wurde bereits zu diesem Zeitpunkt deutlich, dass die
 wirtschaftliche und politische Krise in der Türkei sich zuspitzen und die Erdogan-Regierung noch abhängiger von ihrem ultranationalistischen Koalitionspartner MHP werden würde. Sie nutzte daher die militärische Stärke des Landes dazu, die „nationale Einheit“ zu beschwören. Durch einen nationalistischen Diskurs versuchte sie, die Opposition zu
 spalten und so die eigene Macht zu stabilisieren. Zweitens zeichnete sich ab,
 dass die Erdogan-Regierung sich durch ihr Handeln außenpolitisch so stark isolieren würde, dass sie einen harten Kurs einschlagen musste, um überhaupt noch als Verhandlungspartner mit am Tisch sitzen zu können. 
            
Am deutlichsten zeigte sich dies in ihrem aggressiven Vorgehen im Konflikt um
 die Gasvorkommen im östlichen Mittelmeer. Auch der Eingriff im Libyen-Konflikt steht in enger
 Verbindung mit diesen Gasvorkommen.

Krieg und eine militarisierte Außenpolitik sind aber nicht akzeptabel. Dies gilt für die Türkei ebenso, wie für die USA und Russland oder für Deutschland und Frankreich, also auch für die EU und die NATO. Denn wenn man die andauernden Konflikte sowie ihre
 Ursachen betrachtet, dann sieht man, dass viele Mächte ihre Finger im Spiel haben. 
            
Schlussfolgerungen der EU – was sein müsste und was ist 
            
Es ist überfällig: Waffenexporte aus EU-Ländern in die Türkei müssen endlich verboten werden. Doch alle Aufrufe an Rat und Kommission zu einer
 konsequenteren Haltung gegenüber dem autokratischen Regime in der Türkei verhallen bislang wirkungslos. Es drohen allenfalls kleinere Sanktionen – und diese nicht etwa für die Missachtung der Menschenrechte und den Bruch des Völkerrechts – sondern für die Missachtung geostrategischer Interessen von EU-Ländern und für Alleingänge der Erdogan-Regierung und die damit einhergehende Insubordination.

Es liegt auf der Hand: Die EU spielt ein doppeltes Spiel. Einerseits steht eine
 mit der zukünftigen US-Regierung koordinierte ‚Zähmung‘ des Erdogan-Regimes als einer der ersten Kristallisationspunkte einer
 erneuerten transatlantischen Zusammenarbeit auf der Agenda. Andererseits aber
 soll Erdogan weder als NATO-Partner, noch als Helfer bei der ‚EU-Flüchtlingsabwehr‘ vergrault werden. Damit dürfte ein Waffenembargo für die EU-Strateg*innen ausscheiden. Doch wer zu Recht die militarisierte Außenpolitik eines anderen Staates anprangert, darf diese nicht durch eigene
 Waffenlieferungen erst ermöglichen. 
            
Der Oktobergifel – ein Wendepunkt? 
            
Noch auf dem im Oktober 2020 abgehaltenen Gipfel des Rates wurde in den
 Schlussfolgerungen festgehalten: 
            


„Die EU hat ein strategisches Interesse an einem stabilen und sicheren Umfeld im östlichen Mittelmeerraum und an der Entwicklung einer kooperativen und für beide Seiten nutzbringenden Beziehung zur Türkei. In diesem Zusammenhang ist es unbedingt erforderlich, den Dialog in gutem
 Glauben fortzusetzen und von einseitigen Maßnahmen abzusehen, die den Interessen der EU zuwiderlaufen und gegen das Völkerrecht und die Hoheitsrechte von EU-Mitgliedstaaten verstoßen.“ 2



Zur zeitlichen Einordnung dieser bedeutenden Passagen muss festgehalten werden,
 dass nur einige Tage zuvor erneut dutzende Oppositionelle in der Türkei verhaftet worden waren. Doch weder im Ratsbeschluss vom Oktober, noch im
 Ratsbeschluss von Dezember 2020 finden sich entscheidende Passagen zur
 Menschenrechtssituation in der Türkei. Die Aussetzung elementarer Grundrechte, wie auch Repressionen gegen
 Oppositionelle und Andersdenkende sind anscheinend keine leitenden Motive für Schlussfolgerungen eines EU-Gipfeltreffens. 
            
Vielmehr sind es die außenpolitischen Manöver der Erdogan-Administration und das verstärkt militärische Vorgehen der türkischen Regierung, die die Staatschefs dazu bewogen, symbolische Maßnahmen gegenüber der AKP-Regierung anzudrohen oder zu beschließen. 
            
Nach einem völkerrechtswidrigen Einmarsch der türkischen Armee in Nord-Syrien 2019, der insbesondere die syrisch-demokratischen
 Kräfte (SDF)3 im Visier hatte, intervenierte Ankara auf Gesuch der Sarraj-Regierung Anfang
 2020 militärisch in Libyen und versuchte hier durch einen Vertrag mit dem anerkannten
 Machthaber Libyens Fakten zu schaffen, um sich einen Anteil an den Gasvorkommen
 im östlichen Mittelmeer zu sichern. In der Folge provozierte er mit Gasbohrungen und
 einem aggressiven Vorgehen gegenüber Griechenland und anderen EU-Mitgliedstaaten, die der Türkei keine Bohrrechte oder Zugang zum Erdgas gewähren wollen. Zeitgleich bestärkte er die aserbaidschanische Regierung darin, den Konflikt um Berg-Karabach
 militärisch zu lösen, mit der Folge, dass am 27. September 2020 eine von Baku organisierte
 Offensive startete, die der Beginn eines etwa sechs Wochen andauernden blutigen
 Kriegs mit mehreren tausend Toten war. 
            
Doch noch vor dem Oktober-Gipfel schickte Präsident Erdogan einen Brief an die hohen Vertreter, in dem er erneut
 verdeutlichte, dass er ein durchaus pragmatischer Ansprechpartner für die EU bleiben wolle. Er bat darum, von Entscheidungen abzusehen, die der
 Beziehung schaden könnten und unterstrich dabei, dass die Türkei immer „dialogbereit“ sei und für eine „Zusammenarbeit“ zur Verfügung stehe. Ganz besonders hob er den Flüchtlingspakt hervor und schrieb, dass es sowohl gemeinsame Interessen im „Kampf gegen Terrorismus“ und „illegale Migration“, als auch gemeinsame wirtschaftliche und energiepolitische Interessen gebe.4

Die Türkei, ein strategischer Partner 
            
Die strategische Bedeutung der Türkei für die herrschende Politik in der EU liegt auf der Hand: Denn die Türkei ist zum einen NATO-Mitglied und zum anderen ein sehr wichtiger Markt für europäische Waren und als Regionalmacht von wichtiger Bedeutung. Nicht zuletzt ist sie
 auch ein großer Abnehmer europäischer Waffen oder Waffensysteme – insbesondere deutscher. 
            
Hinzu kommt auch der Flüchtlingspakt, der für die falsche Abschottungspolitik der EU essentiell ist, nicht zu vergessen auch
 die geografische Lage der Türkei, die für Lieferketten in den Nahen, Mittleren und Fernen Osten eine bedeutende Rolle
 spielt. 
            
Eine Europäische Union, die ökonomische Macht bleiben und eine politisch gewichtige Rolle in der Welt
 einnehmen möchte, begründet daraus ihr Interesse an einer „strategischen Partnerschaft“ mit der Türkei.5 Langfristig werden dem gewichtigeren Bündnisinteresse auch die unterschiedlichen strategischen und ökonomischen Interessen Frankreichs und Deutschlands, die es mit Blick auf die
 EU-Türkei-Beziehung gibt, nicht im Wege stehen. 
            
So scheint klar, dass die Beziehungen der EU zur Türkei immer von den eigenen Interessen der EU und ihrer Mitgliedsländer getragen sein werden. Solange ein Präsident der Türkei diesen Interessen nicht fundamental im Wege steht, wird die EU ihre
 Beziehung zur Türkei weiter pflegen. Sowohl die EU-Staatschef*innen als auch die
 EU-Administration spekulieren dabei darauf, dass Machthaber irgendwann
 abtreten, während die zentrale geografische und strategische Bedeutung der Türkei langfristig weiter besteht. So klar und so zynisch orientiert sich die
 europäische Außenpolitik alleine an den eigenen Interessen von Profit und Macht.

Leider verdeutlicht das Beispiel Türkei, was Menschenrechte, Pressefreiheit und Zivilgesellschaft der EU bedeuten:
 Es sind Werte, die man für sich deklariert. In außenpolitischen Beziehungen werden diese auch sehr schnell hervorgekramt, wenn sie
 wirtschaftlichen oder geopolitischen Zwecken nicht im Wege stehen oder gar als
 Mittel zur Erreichung dieser gebraucht werden. Wenn sie den eigenen Interessen
 aber entgegenstehen, drückt man schnell ein Auge zu. 
            
So kann man den Umgang der EU mit der Erdogan-Administration treffend mit „Zuckerbrot und Peitsche“ beschreiben. 
            
Mehr „Peitsche“ 

Betrachtet man das Beziehungsgeflecht zur Türkei 2020, so sieht man, dass die EU hauptsächlich damit beschäftigt war, die zentrifugalen Tendenzen der Erdogan-Administration in der Innen-
 und vor allem in der Außenpolitik zu entschärfen. Es ging darum Schaden abzuwenden und Möglichkeiten auszuloten, um in einzelnen Punkten weiter zusammenarbeiten zu können. Von einer Vertiefung der Beziehungen kann derweil nicht mehr gesprochen
 werden. Auch die wirtschaftliche Zusammenarbeit verläuft derzeit eher stagnierend und nicht in Richtung einer Erweiterung oder
 Vertiefung. 
            
Mit den Schlussfolgerungen und Beschlüssen des Rates von Dezember 2020 zeichnet sich für 2021 ab, dass in naher Zukunft wohl ein kleines bisschen mehr „Peitsche“ in den EU-Türkei-Beziehung zur Anwendung kommen wird. 
            
So beschloss der Rat restriktive Maßnahmen angesichts der nicht genehmen Bohrtätigkeit der Türkei im östlichen Mittelmeer und beauftragte den Hohen Vertreter Joseph Borrell und die
 Kommission, bis März 2021 einen „Bericht über den aktuellen Stand hinsichtlich der politischen und wirtschaftlichen
 Beziehungen sowie der Handelsbeziehungen zwischen der EU und der Türkei und über Instrumente und Optionen für das weitere Vorgehen, einschließlich der Ausweitung des Geltungsbereichs des oben genannten Beschlusses“6, zur Beratung vorzulegen.

Bereits vor dem Dezember-Gipfel schrieb der Hohe Vertreter Joseph Borrell: 
            
„Die EU und die USA haben ein gemeinsames strategisches Interesse an einem
 stabilen und sicheren östlichen Mittelmeerraum. Wir sollten einen koordinierten Ansatz in unseren
 Beziehungen zur Türkei anstreben, auch durch die Bewältigung aktueller Herausforderungen.“

So ist das wichtigste Ergebnis des EU-Gipfels im Dezember 2020 wohl die
 politische Absichtserklärung, die Türkeibeziehungen im Jahr 2021 in Abstimmung mit den USA zu definieren und zu
 koordinieren. 
            
Unter Trump hatte die US-Administration die Regierung in Ankara mehrfach vor dem
 Erwerb und Einsatz des russischen Raketenabwehrsystems S 400 gewarnt. Das
 Pentagon und auch die Nato kritisierten, dass dieses Vorgehen nicht mit den
 Verpflichtungen der Türkei als NATO-Partnerin vereinbar sei. Im Dezember 2020 haben die USA daher
 Sanktionen beschlossen. 
            
Nach den „Entgleisungen“ in den transatlantischen Beziehungen zwischen der EU und den USA während der Trump-Regierung, sieht die EU nun die Möglichkeit, gemeinsam mit der neugewählten Biden-Regierung die Türkei auf den „richtigen Pfad“ zu bringen, sollte der türkische Machthaber mit seinen außenpolitischen Manövern weiter den (Kapital-) Interessen der EU oder der USA im Wege stehen. 
            
Es wird sich noch zeigen müssen, wie genau die EU und die Biden-Administration sich in den kommenden Jahren
 einigen werden – natürlich nicht nur, aber eben auch, im Hinblick auf die Türkei. 
            
Auf jeden Fall wird die EU bei einem gemeinsamen Vorgehen mit den USA bestrebt
 sein, vor allem diejenigen Kräfte in der Türkei zu schwächen, die einen eurasischen Ansatz in der Außenpolitik verfolgen.7 In der Innenpolitik wird man versuchen, vor allem jene Kräfte zu stärken, die zurück zum parlamentarischen System wollen und für Rechtsstaatlichkeit und unabhängige Institutionen stehen, soweit dies für Investitionen unabdingbar ist. Dies sind Aspekte, die auch für die neue Regierung in Washington wichtig sind. Alles andere – die Rolle der Türkei in der Nato, in der Region, auf dem Balkan, ihr Verhältnis zu China, Russland, Iran und Israel etc. – muss noch in einem größeren Kontext mit den USA verhandelt werden. Denn auch die Beziehungen zwischen
 den USA und der EU haben sich massiv gewandelt. Deshalb wird es nicht einfach
 ein „zurück zum Status Quo ante“ geben. Das scheint beiden Seiten klar zu sein. 
            
So könnte man auch sagen, dass die EU-Türkei-Beziehungen bis vor einigen Jahren ein integraler wenn auch widersprüchlicher Aspekt der EU-USA-Beziehung waren. Das Erdogan-Regime und vier Jahre
 Trump haben zum Ergebnis, dass diese Beziehungen ein noch ungelöstes Problem darstellen. Jetzt müssen die Beziehungen zur Türkei neu geordnet werden, und sie könnten zu einem ersten Schwerpunkt für eine erneuerte transatlantische Zusammenarbeit werden. 
            
Und da die Erdogan-Administration inzwischen wohl auch den Ernst der Lage
 begriffen hat, glänzte der Präsident zum Jahreswechsel mehrmals mit Botschaften in Richtung EU. So kündigte er Reformen im Justizwesen an und unterstrich, dass er den Platz der Türkei an der Seite der EU sehe. Seither gibt es auch wieder Austausch über die zukünftigen Beziehungen zwischen der EU und der Türkei. An Transparenz über die Verhandlungen und deren Inhalt mangelt es jedoch. 
            
Derzeit deutet manches daraufhin, dass die türkische Regierung Gesetzesänderungen vornehmen könnte, die ausländischen Investitionen mehr Sicherheit geben sollen. Für diese soll das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit gelten. Denn Investitionen
 braucht die Türkei ganz dringend, um den weiteren Fall der türkischen Währung LIRA zu stoppen und die Wirtschaftskrise einzudämmen. Kommt die Erdogan-Administration aus der Wirtschaftskrise nicht heraus, so
 wird sie auch ihre eigene Krise nicht bewältigen können. 
            
Erdogans Botschaft an die EU ist klar: Ich habe verstanden worum es euch geht,
 wenn ihr von Demokratie und Menschenrechten sprecht – nämlich um Wirtschaftsbeziehungen. Und daran habe ich auch ein starkes Interesse.
 Parallel zu dieser Message an die EU geht er aber immer härter gegen die Opposition vor, auch Übergriffe von paramilitärischen Einheiten häufen sich, wie der Fall Gökhan Günes andeutet.8

In dieser Auseinandersetzung im Jahr 2021 bleibt also die zentrale Frage in den
 EU-Türkei-Beziehung: Worum geht es der EU? Werden nach wenigen Vorzeigereformen die ökonomischen und geostrategischen Interessen der EU den Ausschlag geben oder wird
 man tatsächlich Position beziehen für Völkerrecht, Demokratie und Menschenrechte?  
            
Die Mehrheit der europäischen Bevölkerung glaubt an diese Werte und hängt daran. Ohne sich naive Illusionen von der herrschenden Politik der EU, auch
 mit Blick auf ihre Türkei-Politik, zu machen, liegt es auch an der Bevölkerung und den progressiven Kräften, hier den Druck auf die europäischen Regierungen und die Institutionen der EU zu erhöhen, damit sie als selbsterklärte Bewahrer dieser Werte ihren vielen Sonntagsreden auch (außen)politische Taten folgen lassen. 
            

1„Saray hükümeti“ wird aktuell in der Türkei kritisch gebraucht, um die sich deutlich zeigende Ein-Mann-Herrschaft des
 Präsidenten Erdogan aus dem Präsidentenpalast zu unterstreichen 
                
2 https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/10/01/european-council-conclusions-on-external-relations-1-october-2020/?fbclid=IwAR2Wjp_PujE9__ihf2xyebEXGWnllLkwAtBIYjJsAz0KCvX89Ag9cgnf0E 
                
3 Die tragenden Kräfte in der Region Rojava 
                
4 https://www.dw.com/tr/erdo%C4%9Fandan-zirve-%C3%B6ncesi-ab-liderlerine-mektup/a-55102100 
                
5 Dies spiegelt nicht meine politische Haltung wieder, sondern beschreibt die
 gegenwärtige Lage und herrschende Politik der EU 
                
6 https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/european-council/2020/12/10-11/ 
                
7 Also Jenen Kräften, die die bisherige Kompatibilität der türkischen Außen- und Sicherheitspolitik mit den (Kapital)Interessen der EU nicht beachten
 bzw. aus Sicht der Vereinigten Staaten die (Kapital)Interessen der USA 
                
8 Der Fall Günes ist ein junger Bauarbeiter aus Istanbul und Mitglied einer linken Partei in
 der Türkei. Er wurde von unbekannten, die sich „die Unsichtbaren“ nennen, im Januar 2021 entführt, 6 Tage gefangen gehalten und gefoltert. Mehrmals soll Gökhan Günes während der Folter auch das Angebot gemacht worden sein, mit den „Unsichtbaren“ zu kooperieren   
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Die Presse- und Meinungsfreiheit in der Türkei wird immer wieder von Journalist*innen, deren Gewerkschaften und Berufsverbänden und auch von Oppositionspolitiker*innen thematisiert. Dabei wurde nie
 definiert, welche Grenzen man in der Türkei der Pressefreiheit gesetzt hat. Die heutige Situation der Medien ist
 allerdings vollständig auf eine Politik zurückzuführen, die die AKP seit Beginn ihrer Regierungszeit im Jahre 2002 und später ab 2006 im Bereich der Medien verfolgt. 
            
In seiner Zeit als Istanbuler OB war der heutige Staatspräsident Recep Tayyip Erdogan bekannt für seinen harschen Umgang mit der Kritik in den Medien. So ließ er keine Gelegenheit aus, um die Medien unter seine Kontrolle zu stellen. Die
 Besitzverhältnisse der Medien erfuhren eine tiefgreifende Umstrukturierung sowie eine
 Monopolisierung. So versuchte er ihm nahestehende Unternehmer*innen zum Kauf
 von Zeitungen und Fernsehsendern zu bewegen und gewährte ihnen finanzielle Erleichterungen (Kredite von staatlichen Banken, Vergabe
 von öffentlichen Aufträgen etc.). 
            
Ab 2010 wurden die Repressionen gegen Journalist*innen verstärkt. Mithilfe von Medien, die seinem damaligen Weggefährten Fethullah Gülen bzw. dessen Gemeinde gehörten, wurden Komplotte gegen Journalist*innen organisiert. Durch die jahrelangen
 Ergenekon- und KCK-Prozesse1 wurden Dutzende Journalist*innen ihrer Freiheit beraubt und mit dem „Terrorismus“-Vorwurf verleumdet. Diese Attacken auf das Ansehen von Medienschaffenden halten
 auch heute noch an. 
            
Der Interessenskonflikt mit Fethullah Gülen und der anschließende Bruch sowie der darauf folgende Putschversuch boten Erdogan die Möglichkeit, exakt die Bedingungen zu schaffen, die er angestrebt hatte. Im
 politischen Sinne wurde die ganze Macht in die Hände eines Alleinherrschers übergeben. Auf den Putschversuch folgten Operationen gegen oppositionelle Kräfte, wovon Medien und Medienschaffenden nicht ausgenommen wurden. Erneut wurden
 Dutzende Journalist*innen ins Gefängnis gesteckt. 
            
Medienhäuser, die weiterhin versuchten, ihrer journalistischen Arbeit nachzugehen,
 wurden entweder aufgekauft oder geschlossen. Aydın Doğan, der Herausgeber der
 Zeitung „Hürriyet“, die man gerne als Flaggschiff der Medien betitelte, sah sich gezwungen,
 aufgrund des finanziellen Drucks und der Drohungen seitens der Regierung seine
 Zeitung und seinen Fernsehsender an einen regierungsnahen Unternehmer zu
 verkaufen.  
            
So schaffte es die Regierung, die Medien mithilfe von genehmen Medienzaren zu 90
 Prozent unter ihre eigene Kontrolle zu bringen und ihren Einfluss auszubauen.
 Nach diesen Veränderungen im Medienbereich verloren Hunderte Journalist*innen ihre Arbeit und
 mussten sich neu orientieren. Das rasante Wachstum von Online-Medien haben wir
 also auch diesen arbeitslosen Journalist*innen zu verdanken, die ein neues Betätigungsfeld für sich erschließen mussten. Mit ihren neuen Nachrichtenkanälen versuchten sie auch, das Recht der Bevölkerung auf Informationen zu verteidigen. 
            
Die Regierungsseite war allerdings diesen wahren und qualitativ hochwertigen
 Nachrichten gegenüber feindselig eingestellt und versuchte unablässig, diese neuen Informationsquellen zu schließen. Oft belegte man sie mit rechtswidrigen Verboten, Zugangssperren und Strafen.
 Um die Verbreitung von Online-Nachrichten zu verhindern, wurde der Rat für Informationstechnologie und Telekommunikation ins Leben gerufen. Unerwünschte Nachrichten und Inhalte wurden zensiert, Zugänge gesperrt und Nachrichtenportale verboten.  
            
In den letzten zwei Jahren stieg die Nutzung von sozialen Medien rasant an.
 Ebenso wie die Bürger versuchten auch die Journalist*innen, ihre Nachrichten über ihre Social-Media-Accounts zu verbreiten. Der große Einfluss der sozialen Medien und der darin verbreiteten Nachrichten
 veranlasste die Regierung auch in diesem Bereich zu Einschränkungen. Die jüngsten Neuregelungen, die man mit einer „Verpflichtung internationaler Unternehmen zur Benennung von
 Ansprechpartner*innen in der Türkei“ begründet hat, bilden in Wirklichkeit die rechtliche Grundlage für eine Zensur von Social-Media-Accounts. Mit der jetzt eingeführten „Sperre des Zugangs zu früheren Inhalten“ versucht man, den Zugang zu Informationen über die Machenschaften der Regierung in der Vergangenheit zu verhindern bzw.
 diese aus dem medialen Gedächtnis zu löschen. So soll beispielsweise der Zugang von Videos, die die innige Freundschaft
 zum jetzigen Erzfeind und früheren Partner FETÖ zeigen, gesperrt bzw. diese Videos gelöscht und aus dem gesellschaftlichen Gedächtnis getilgt werden.  
            
Auch die Repressionen von Medien, die noch zu den nicht kontrollierten
 10-Prozent zählen, werden ununterbrochen fortgesetzt. Der Werberat (BIK), der mit dem Ziel
 ins Leben gerufen wurde, öffentliche Werbeanzeigen gerecht zu vergeben und somit den politischen und
 wirtschaftlichen Druck auf Medien zu verhindern, wird genau für das Gegenteil eingesetzt. Zunächst wurde ihm die Autonomie entzogen und er wurde zu einer Art Privatkanzlei
 des Staatspräsidenten umfunktioniert. Er zeichnete verantwortlich für zahlreiche haltlose und rechtswidrige Strafen gegen oppositionelle Medien, die
 jetzt auch mit finanziellem Druck auf Regierungslinie gebracht werden sollen.
 So schaltet der BIK seit über einem Jahr mit haltlosen und rechtswidrigen Begründungen keine öffentlichen Anzeigen in den Tageszeitungen „Evrensel“ und „BirGün“. Darüber hinaus versucht man Medienangehörige und Zeitungen, die lediglich ihren wahren journalistischen Aufgaben
 nachgehen wollen, mit unzähligen Ermittlungs- und Strafverfahren einzuschüchtern. 
            
Die Zahl von gegen Journalist*innen und sogar gegen „einfache“ Bürger eingeleiteten Verleumdungsverfahren bricht historische Rekorde. Gegenstand
 dieser Verfahren war zunächst nur die angebliche Verleumdung von Recep Tayyip Erdogan. Inzwischen geht es
 auch vermehrt um die Verfolgung von Beleidigung seiner Entourage. Der Bevölkerung, Journalist*innen und Politiker*innen ist es nicht mehr möglich, den Staatspräsidenten oder Personen in seinem Umfeld zu kritisieren. So wurde z. B. ein
 Journalist, der über einen nicht genehmigten Bauauftrag des Leiters der Präsidialen Kommunikationsbehörde berichtete, vor Gericht gestellt und der Online-Zugang zum genannten Bericht
 gesperrt.  
            
Die Gerichte sind mit Verfahren gegen Journalist*innen überhäuft, denen man nichts weiter als journalistische Tätigkeit vorwirft. Diese Überlastung der Gerichte liefert einen Beleg dafür, dass die Justiz längst die Unparteilichkeit verloren hat. Aktuell sind 72 Medienschaffende wegen
 ihrer Berichterstattung inhaftiert. 
            
Die Medien haben die Aufgabe, der Bevölkerung Zugang zur Wahrheit und zu Informationen bereitzustellen. In dieser
 Rolle sind sie ein unverzichtbarer Bestandteil der Demokratie. Dass sie diese
 Funktion auch in der Türkei erfüllen, kann man kaum behaupten. Die politische Polarisierung der Gesellschaft
 wirkt sich auch auf die Medienschaffenden aus. Inzwischen haben so genannte „Journalist*innen“ die Bühne betreten, die nicht die Interessen der Bevölkerung vertreten, sondern ihren Auftrag darin sehen, Ausführungsorgan der Regierung zu sein und ihre Kolleg*innen zu denunzieren. Es gibt
 kaum eine nicht zensierte Nachricht. Und wegen der steigenden Repressionen ist
 auch die Autozensur inzwischen ein starker Faktor, der die freie Ausübung des Journalistenberufs verhindert. 
            
Inzwischen sieht man es als etwas Normales an, dass die von der Regierung
 kontrollierten Zeitungen täglich mit denselben Headlines erscheinen, als wären sie in einer einzigen Zentrale erstellt worden. 
            
Der relativ niedrige gewerkschaftliche Organisationsgrad in der Medienbranche
 gibt auch zu bedenken. In der Medienbranche sind 25.000 Mitarbeiter*innen beschäftigt und die Zahl der Arbeitslosen beträgt 10.000. Die Journalist*innen sind gezwungen, als freie und nichtversicherte
 Mitarbeiter*innen Beschäftigungsverhältnisse zu Niedriglöhnen zu akzeptieren. Auch die Spaltung der Journalistenverbände erschwert die Probleme im Journalistenberuf. 
            
Es gibt auch Bestrebungen, dieses dunkle Bild aufzuhellen und die
 gewerkschaftliche Organisation der Journalist*innen voranzutreiben und dem
 Beruf des Medienschaffenden wieder das Ansehen zu verleihen, das er verdient.
 Zu keiner Zeit war es in unserem Land möglich, die Journalist*innen gänzlich zum Verstummen zu bringen. Es besteht kein Zweifel daran, dass der
 Journalismus, der bereits vor über einem Jahrhundert die Ära der Unterdrückung unter dem Sultan Abdulhamid II. überstanden hat, auch die heutigen Schwierigkeiten überwinden wird.  
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